
§ 20 Verfassungsgerichtsbarkeit und das BVerfG

In diesem Kapitel soll ein kurzer Überblick über das BVerfG gegeben werden. Da-
bei wird zum einen dessen Verortung im Staatsgefüge sowie seine Rolle als Ver-
fassungsorgan erklärt, im Anschluss wird auf den inneren Aufbau des Gerichts
eingegangen und das Verhältnis zum EuGH knapp skizziert. Eine Übersicht der
Verfahrensarten findet man im kommenden Abschnitt.

A. Stellung des BVerfG im Grundgesetz

Das BVerfG übernimmt eine Doppelrolle in unserer Verfassung: Es ist zum einen
Gericht i. S. d. Art. 92 GG und gleichzeitig ist es gem. § 1 BVerfGG ein Verfas-
sungsorgan des Bundes. Die Stellung als Verfassungsorgan ergibt sich laut An-
sicht des BVerfG nicht nur aus dem einfachen Recht, sondern auch aus dem
Grundgesetz.1

I. Stellung im Verfassungsgefüge

Das BVerfG ist einVerfassungsorgan. Diese Erkenntnis fällt keineswegs, wieman
annehmen könnte, mit der Entstehung des Gerichts zusammen. Die Geschichte
des BVerfG ab 1951 ist geprägt von unterschiedlichen Akteur:innen, die der Errich-
tung eines Verfassungsgerichts kritisch gegenüber standen. So wurde während
der Staatsrechtslehrertagung 1950 noch eine eher skeptische Haltung gegenüber
dem neu zu etablierenden Verfassungsgericht zumAusdruck gebracht: EineMehr-
heit bevorzugte eine starke Regierung, da ein zu mächtiges Gericht die Exekutive
zu sehr beschneiden würde.2 Aus Sicht der anderen Verfassungsorgane, ins-
besondere der Regierung, war umstritten, inwiefern das BVerfG unabhängig oder
im Verhältnis zum Justizministerium agiert.3 Das BVerfG klärte diesen Streit 1952
und legte die Status-Denkschrift vor. Demnach sei das BVerfG oberster Hüter
der Verfassung und somit nach Wortlaut und Sinn des Grundgesetzes und des
BVerfGG zugleich ein mit höchster Autorität ausgestattetes Verfassungsorgan.4

Die Ebenbürtigkeit zu den anderen Verfassungsorganen ergebe sich aus den Kom-
petenzen und der Funktion des Gerichts und sei somit unmittelbar aus der Verfas-

1 BVerfG, JöR 1957, 144.
2 Lange, Der Staat 2017, 77 (83 ff. und 87); Chatziathanasiou, RW 2020, 145 (150 f.).
3 Chatziathanasiou, RW 2020, 145 (152f).
4 BVerfG, JöR 1957, 144 (144).
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sung selbst abzuleiten.5 Außerdem wird zur Begründung § 1 BVerfGG herangezo-
gen.6 Als Verfassungsorgan sei das Gericht vom Bundesjustizministerium unab-
hängig, auch der Haushalt des BVerfG gestalte sich selbstständig.7 Trotz einiger
Kritik, sowohl aus politischen, wie auch aus rechtlichen Gründen, konnte das
BVerfG sich durch die Status-Denkschrift emanzipieren und als Verfassungsorgan
etablieren.8

II. Stellung im Gerichtsgefüge

Neben der Stellung des BVerfG als Verfassungsorgan, ist es eben auch ein Ge-
richt. Das folgt aus Art. 92 GG, der das BVerfG der „rechtsprechenden Gewalt“
zuordnet.9 Daraus folgt, dass das BVerfG nur auf Antrag und in Bezug einen kon-
kreten Einzelfall hin tätig werden kann, dabei richterlich unabhängig sein und
die nötige Neutralität und Distanz gegenüber den Verfahrensbeteiligten wahren
muss.10

1Weiterführendes Wissen

Das BVerfG wird nicht den obersten Gerichtshöfen des Bundes, die in Art. 95 GG aufgezählt wer-
den, zugeordnet. Diese sind:
– Bundesgerichtshof
– Bundesverwaltungsgericht
– Bundesfinanzhof
– Bundesarbeitsgericht
– Bundessozialgericht

Das BVerfG ist ein außerordentliches Gericht, das nicht über den Instanzenzug
erreicht werden kann – denn das BVerfG ist keine Superrevisionsinstanz. Trotz-
dem ist es möglich, dass über die Urteilsverfassungsbeschwerde Urteile anderer
Gerichte in Hinblick auf die Verletzung von spezifischem Verfassungsrecht über-
prüft werden. Prüfungsgegenstand des BVerfG ist gerade nicht, ob die angegriffe-
ne Entscheidung generell rechtmäßig ist. Es muss vielmehr eine Verletzung von
spezifischem Verfassungsrecht vorliegen. Diese kommt erst dann in Betracht,

5 BVerfG, JöR 1957, 144 (145).
6 BVerfG, JöR 1957, 144 (145f).
7 BVerfG, JöR 1957, 144 (146).
8 Umfassend zur Status-Denkschrift: Chatziathanasiou, RW 2020, 145; Lange, Der Staat 2017, 77.
9 Walter, in: BeckOK BVerfGG 11. Ed. 1.7.2021, § 1 Rn. 6.
10 Walter, in: BeckOK BVerfGG 11. Ed. 1.7.2021, § 1 Rn. 7.
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wenn dargelegt ist, dass die Auslegung und Anwendung des einfachen Rechts auf
einer grundsätzlich unrichtigen Anschauung der Bedeutung eines Grundrechts
beruht; das Gericht etwa den Umfang des Schutzbereichs eines Grundrechts ver-
kannt hat.11

B. Organisation des BVerfG

Das BVerfG ist über das BVerfGG und über die Geschäftsordnung des BVerfG orga-
nisiert. Es besteht gem. § 2 I, II BVerfGG aus 16 Richter:innen. Die Anforderungen
an die Richter:innen und deren Wahl regelt Art. 94 GG in Verbindung mit dem
BVerfGG. Demnach müssen alle Richter:innen gem. § 3 II BVerfGG die Befähigung
zum Richteramt haben. Gemäß § 2 III BVerfGG werden stets drei Richter:innen aus
den obersten Gerichtshöfen des Bundes gewählt. Die Übrigen stammen aus der
Wissenschaft und Politik. Sie werden gem. § 5 I 1 BVerfGG je zur Hälfte vom Bun-
destag und vom Bundesrat gewählt. Gemäß § 9 BVerfGG wählen der Bundestag
und der Bundesrat auch abwechselnd die:den Präsident:in und die:den Vize-
präsident:in des BVerfG. Im Bundestag besteht gem. § 6 I BVerfGG ein Wahlaus-
schuss, welcher mit einer Dreiviertelmehrheit12 eine:n Kandidaten:in für die Wahl
im Bundestag vorschlägt. In der Praxis hat sich dabei jedoch ein informelles Wahl-
vorverfahren entwickelt. Das bedeutet, dass in der Regel bereits vor der eigentli-
chen Wahl ein Konsens über die Kandidaten:innen zwischen den großen Parteien
im Bundestag getroffen wird. Diese nicht öffentliche Absprache steht seit jeher in
der Kritik.13 Es bleibt außerdem abzuwarten, wie sich das informelle Verfahren in
einem Bundestag entwickelt, in dem nicht stets zwei große Parteien die notwendi-
ge Dreiviertelmehrheit haben.14 Für die vom Bundesrat gem. § 7 BVerfGG gewähl-
ten Richter:innen besteht ebenso ein informelles Vorverfahren, bei welchem sich
die Parteien bereits vor der Wahl auf eine:n Kandidaten:in einigen.15

Das BVerfG besteht aus zwei Spruchkörpern, dem Ersten Senat und dem
Zweiten Senat (daher auch „Zwillingsgericht“ genannt). Beide Senate bestehen
aus je 8 Richter:innen und treten stets als „Das Bundesverfassungsgericht“ auf.16

§ 14 I, II BVerfGG sieht eine Spezialisierung der Senate vor, indem diese getrenn-

11 BVerfG, Beschl. v. 10.6.1964, Az.: 1 BvR 37/63 = BVerfGE 18, 85 – Spezifisches Verfassungs-
recht.
12 Vgl. § 6 II BVerfGG i. V. m. § 6 V BVerfGG.
13 Siehe dazu m. w. N. Haratsch, in: Schmidt-Bleibtreu, BVerfGG, 61. EL 7.2021, § 6 Rn. 2 ff.
14 Siehe weiterführend mit Hinweisen auf neue Verfahrensweisen: Kloepfer, NJW 2022, 1509.
15 Haratsch, in: Schmidt-Bleibtreu, BVerfGG, 61. EL 7.2021, § 7 Rn. 1 ff.
16 BVerfG, Urt. v. 23.10.1951, Az.: 2 BvG 1/51, Rn. 68 = BVerfGE 1, 14 (29) – Südweststaat.
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te inhaltliche Zuständigkeiten haben. Demnach ist der Erste Senat gem. § 14 I
BVerfGG vor allem für abstrakte und konkrete Normenkontrollen mit Grund-
rechtsbezug sowie für Verfassungsbeschwerden zuständig. Der Zweite Senat
ist dagegen gem. § 14 II BVerfGG für die übrigen Verfahrensarten, insbesondere
für Organstreitverfahren und Bund-Länder-Streits zuständig. Man spricht daher
auch vom Ersten Senat als Grundrechtssenat und dem Zweiten Senat als Staats-
rechtssenat.17 In der Praxis hat sich diese Aufteilung jedoch als nicht praktikabel
erwiesen, da die Verfassungsbeschwerde mit über 90 % der Verfahren am BVerfG
das deutlich häufigere Verfahren ist.18 Dies führte zu einer starken Überlastung
des Ersten Senats, weshalb die strenge Aufteilung aufgeweicht wurde und durch
§ 14 IV BVerfGG die Möglichkeit geschaffen wurde, die Zuständigkeiten jeweils
selbst anzupassen. Somit entscheidet auch der Zweite Senat über Verfassungs-
beschwerden.

C. Verhältnis zum EuGH

Grund für viele Diskussionen bietet das Verhältnis zwischen EuGH und BVerfG,
das im PSPP-Urteil den aktuellen Höhepunkt fand. Zum ersten Mal in der Ge-
schichte der Gerichtshöfe verweigerte das BVerfG die Umsetzung eines Urteils des
EuGH19 und erklärte sowohl die strittige Maßnahme der EZB, wie auch das EuGH-
Urteil für ultra vires. Damit wurde einer der vom BVerfG entwickelten Kontrollvor-
behalte angewandt.20 Unabhängig von einer rechtlichen Bewertung21 des Urteils,
ist fraglich, wie das Verhältnis zwischen BVerfG und EuGH heute noch charakteri-
siert werden kann.

Im Maastricht-Urteil prägte das BVerfG den Ausdruck des Staatenverbunds,22

daran angelehnt kann das Verhältnis des BVerfG zum EuGH als Verfassungs-
gerichtsverbund beschrieben werden. Der Verbundsbegriff hilft dabei, das Zu-
sammenwirken der Gerichte zu beschreiben und eröffnet die Möglichkeit, so der
ehemalige Präsident des BVerfG Voßkuhle, „der differenzierten Umschreibung an-
hand unterschiedlicher Ordnungsgesichtspunkte wie Einheit, Differenz und Viel-

17 Klein, in: Festschrift für Klaus Stern, 1997, 1135 (1150).
18 Die eigene Statistik des BVerfG weist für das Jahr 2020 5529 neue Verfahren aus, wovon 5194
Verfassungsbeschwerden waren.
19 EuGH, Urteil v. 11.12.2018, ECLI:EU:C:2018:1000 –Weiss u. a.
20 Calliess, NVwZ 2020, 897 (897 f.). Zu den Kontrollvorbehalten des BVerfG siehe Chiofalo,
§ 9.4 Europäische Integration in diesem Lehrbuch.
21 Siehe dazu Calliess, NVwZ 2020, 897 oder Ludwigs, EuZW 2020, 530.
22 BVerfG, Urt. v. 12.10.1993, Az.: 2 BvR 2134, 2159/92, 8. LS = BVerfGE 89, 155 – Maastricht.
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falt, Homogenität und Pluralität, Abgrenzung, Zusammenspiel und Verschrän-
kung. Im Gedanken des Verbundes sind Eigenständigkeit, Rücksichtnahme und
Fähigkeit zu gemeinsamem Handeln gleichermaßen angelegt“.23 Inwiefern an
diesem Modell durch das Vorgehen des BVerfG weiterhin Praxis ist, muss die Zu-
kunft zeigen. Fest steht, dass das BVerfG eine erneute Vorlage im strittigen PSPP-
Verfahren vor den EuGH verpasste, wodurch ein Dialog am Ende scheiterte.24

1 Weiterführendes Wissen

Das Verhältnis zwischen BVerfG und EGMR kann ebenso durch den Begriff des Verfassungs-
gerichtsverbunds beschrieben werden.25 Über den Grundsatz der Völkerrechtsfreundlichkeit des
Grundgesetzes wird vom BVerfG ein offener Dialog im Bereich des Menschenrechtsschutz mit
dem EGMR gesucht. So war das BVerfG in Hinblick auf das Urteil des EGMR zur rückwirkenden
Verlängerung der Sicherungsverwahrung26 sogar dazu bereit, die eigene Rechtsprechungslinie
zu verlassen und dem EGMR zu folgen.27 Im ersten Urteil des BVerfG entschied dieses noch, dass
die rückwirkende Verlängerung der ersten Unterbringung in der Sicherungsverwahrung verfas-
sungsgemäß sei,28 worin der EGMR eine Verletzung des Rechts auf Freiheit (Art. 5 EMRK) und des
Grundsatz „keine Strafe ohne Gesetz“ (Art. 7 EMRK) erkannte.29 Im zweiten Urteil vom 4.5.2011
wurden die Regelungen dann für verfassungswidrig erklärt, da das Urteil des EGMR eine „rechts-
erhebliche Änderung“ darstelle und als „Auslegungshilfe für die Bestimmung von Inhalt und
Reichweite von Grundrechten und rechtsstaatlichen Grundsätzen des Grundgesetzes“ diene.30

Somit hat die EMRK zwar grundsätzlich den Rang eines Bundesrechts, aber wird gleichzeitig bei
der Auslegung der Grundrechte des Grundgesetzes berücksichtig. Dadurch erlangt die EMRK zu-
mindest mittelbar Verfassungsrang.31
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gerichte, JuS 2019, 859.
– Voßkuhle, Der europäische Verfassungsgerichtsverbund, NVwZ 2010, 1.

23 Voßkuhle, TranState Working Papers No. 106 2009, 1 (8).
24 Calliess, NVwZ 2020, 897 (901).
25 Dazu ausführlich: Voßkuhle, NVwZ 2010, 1 (3 ff).
26 EGMR, Urt. v. 17.12.2009, Az.: 19395/04 – Rechtssache M. gegen Deutschland.
27 Walter, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 95. EL. 7.2021, Art. 93 Rn. 174 f.
28 BVerfG, Urt. v. 21.10.2003, Az.: 2 BvR 2029/01 = BVerfGE 109, 133 – Langfristige Sicherungs-
verwahrung.
29 EGMR, Urt. v. 17.12.2009, 19395/04 – Rechtssache M. gegen Deutschland.
30 BVerfG, Urt. v. 4.5.2011, Az.: 2 BvR 2365/09, 1. und 2. LS = BVerfGE 128, 326 – EGMR Siche-
rungsverwahrung.
31 Walter, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 95. EL. 7.2021, Art. 93 Rn. 173 f.
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– Calliess, Konfrontation statt Kooperation zwischen BVerfG und EuGH? Zu den Folgen des
Karlsruher PSPP-Urteils, NVwZ 2020, 897.

Zusammenfassung: Die wichtigsten Punkte
– Das BVerfG ist ein Gericht i. S. d. Art. 92 GG und gleichzeitig Verfassungsorgan des

Bundes. Die Stellung als Verfassungsorgan ergibt sich laut Ansicht des BVerfG nicht
nur aus dem einfachen Recht, sondern auch aus dem Grundgesetz. Den Stand als Ver-
fassungsorgan begründete das Gericht 1952 in der sogenannten Status-Denkschrift.

– Das BVerfG besteht aus zwei Spruchkörpern, dem Ersten Senat und dem Zweiten Se-
nat. Beide Senate bestehen aus je 8 Richter:innen. Die Organisation des BVerfG ist im
BVerfGG und in der Geschäftsordnung des BVerfG normiert.

– Das BVerfG steht mit dem EuGH in einem Verfassungsgerichtsverbund und damit Rück-
sichtnahme, Eigenständigkeit und Kooperation in den Vordergrund der Beziehung
stellt.
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